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über die am Donnersta ‚den DA ril 1925 in der 
Aula der yperrealschu e zu Saarbrücken 3 (Land- 
wehrplatz) stattgefundens Sitzung des Landesrates, 


-0- 


Der stellvertretende Vorsitzende, Mitglied Scheuer (Z. )- 
st,Ingbert, eröffnet um 3 Uhr 30 


Minuten nac mittags die Sitzung. 


Von der Regierungs-Komnission ist anwesend: 


Herr Staatskommissar, Überregierungsrat Dr. Heim aus der Abtei. 
ung des Innern. 


. Die 25 rellung der Anwesenheitsliste ergibt die Anwe- 
senheit von 29 Mtgliedem., 


Entschuldigt fehlt der Abgeordnete Kratz (2 
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Begutachtung der Verordnungsentwürfe betr, ; 
1) Einführung der Rei 
vom 15. Januar 1919 


2) Organisation 


chsverordnung über das Erbbaurecht 


des Nohlfahrtswesens in Saargebiet; 
9) Erhebung indirckter Steuem; 
4) Verkehr mit Waren 


‚ die im Saargubiet und in Frankreich 
_ €iner Kontrolle unterliegen. 
— Om 
Vorsitzender: 
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meitzender: Meine Herren! Ich habe, bevor wir zur Tagesordnung _ 
"übergehen, bezüglich der letzten Sitzung noch zwei Kichtigstel- 
lungen zu machen. In dem Bericht der "Volksstimme" über die 
jetzte Sitzung werden dum Abgeordneten Schmelzer Ausdrücke wie 
Parteiegoismus", Dünkelhaftigkeit eines Schulmeisters" in _ 
den fund gelegt. Ich stelle nach Einsicht in das Stenogramn 
auf "unsch des Herrn Schmelzer fest, daß diese Acußerungen nich 
efallen sind. Ich stelle ferner nach dem Stunogramm fest, dab 
die Ausführungen des Herrn Schmelzer am Vormittag, soweit da- 
[| "bei der Name des Herrn Dr.Sender genannt wurde, ebenfalls nicht 
|, dem Beurer Ach ‚was der Bericht aus diesen Ausführungen ge- 
macht hat, daß die Ausführun en des Herrn Schmelzer keinen An- 
lass zu Schlüssen in dieser Richtung gegeben haben. 
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| Zusammenfassend möchte ich nochmals dem Bedauern Aus- 
druck geben, daß die letzte Sitzung mit einem solchen Mißklang 
endete und möchte dringend wünschen, daß derart des landesrats 
unwürdige Situationen uns für die Zukunft erspart bleiben, 


"ir treten dann in die lagesordnung ein und kommen, 
nachdem die Redner aller Parteien zu der Vorlage des NWohlfahrts- 
wesens gesprochen haben, auch Herr Schmelzer noch seine Zustin- 
mung zu den Ausführungen gegeben hat, zur Abstimmung. Es 
Sind, wie aus dem Bericht ersichtlich, strittig lediglich die 
beiden Paragraphen 9 und 11. Ich lasse über die Vorlage in 
der Form abstimmen, daß über die Anträge zunächst abgestimmt 
wırd, dic die Fraktionen in 28 Kommission besonders gestellt 

| "haben. Da ist zunächst zum $ 9 der Antrag eingebracht, diesen 
Paragraphen wie folgt zu ändem: 
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Vorsitzender des Beirates ist der Landrat, in der stadt 
Saarbrücken der Bürgermeister, bezw, deren Stellvertreter. 
Dem Beirat gehören als Mitglieder an: _ 

l. je ein Vertreter der Schule, Justiz und Gesundheits- 
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esen; 
2. 4 Vertreter der Bürgermeistercien bezw. Gemeinden: 


3 3° 2 Vertreter der anerkannten ‚ohlfahrtsorgenisa- 
jonen, " 


Mer für diese Fassung des $ 9 ist, wolle die Hand erheben, 
B stimmen dafür Zentrum und Deutsch-Saarl.-Volkspartei, 


: Ein Mitglied beantragt, die Ziffer 4 der Vorlage beizu- 
behalten, 
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( Zuruf Kiefer: 'Unter der Erweiterung, daß auch ein 
bbiner hinzugezogen wird!" ) 
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Mer dafür ist, wolle die Hand erheben. Es stimmen dafür Zen- 
" trum und Deutsch-Saarl,-Volkspartei, 


| Ein weiteres Mitglied beantragt, Ziffer 4 wie folgt zu 
fassen: 


4. je ein Geistlicher katholischer und evangelischer 
onlession, ein habbiner und je ein Vertreter der 
=  freireligiösen Gemeinden, soweit solche bestehen." 
Mer für diese Fassung ist, wolle die Hand erheben, Es stimmen 
dafür die sozialdemokratische- und kommunistische Partei. 
| „Zu $ 11. Hier stellt ein Mtglied den Antrag, dem $ 
11 die Fassung zu geben wie folgt: 
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& Die Wohlfahrtsämter sind verpflichtet, die 
öffentliche Johlfehrtspflögo nach jeder Richtung 
hin auszubauenund die rganısationen der freien 


Wohlfahrtspflege zu yreagen der öffentlichen Wohl- 
fahrtspflege zu entwicksin." 


Ner für diesen Antrag ist, wolle die 
dafür Zentrum und Deutsch-Saarl. 
stimmen wohl für den üblichen Kommiss; 


Ä 1e ı ‚ d1E ‚der Komis- 
sion Schon einstimmig Sngenommen wurden, auch hier zum Zeichen 
der Zustimmung die land zu erheben. Es stimwen dafür Zentrum 
und Deutsch-Saurl.-Volkspartei. 


Damit ist auch diese Vorlage erledigt. 
dann zum Punkt 3 und letzten Vorlage unserer Tagesordnung: 
Erhebung indirekter Steuern: Verkehr mit Warc 


zSäLet Dlcevern;. en, die im Saar- 
gebiet und ın Frankreich einer Kontrolle untzrlieecn. 
en 2 ii UULLLLILEBEN, 


“ir kommen 


: Oommission verwie- 
sen. Ein neuer Bericht darüber liegt nicht vor, Ich erteile 
deshalb dem ersten Redner, dem Vertreter der Zentrumsfraktion, 
Herm Abgeordneten Pecker das Wort. 


Becker 2, ): 
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yorsitzender: Dag "ort hat der Abgeordnete Becker. 


pecker (4.)ı Meine Herren! Als wir vor 6 ‘Jochen ungefähr dıese 
Vorlage vertagten, geschah das aus dem Grunie, dab wir erneut 
mit der Regierungskommission Fühlung nehmen wollten und daß 
wir durch besondere a gen mit der Regierungskommission 
für das Saargebiet aus den Verhandlungen und aus dem Abkommen 
mit Frankreich im \ege der Gegenseitigkeit für die Saarbevöl- 
kerung und das "irtschaftsleben Vorteileerzielen wollten. Die- 
se neu eingeleiteten Verhandlungen mit der Regie rungskommission 
haben sich sehr schleppenä vorwärts bewegt. "ir haben eigent- 
lich erst Sm Montsg abend durch .den Herrn Generalsekretär der 
u Pr enae somul 5230 einen, sagen wir mal, provisorischen Be- 
scheid erhalten, und erst'‘durch diesen Bescheid sind die Ver- 
Be tungen zu Abschluss gekommen. Jch kann zunächst feststel- | 
len, dab der Verkehr des Lendesrates mit der Regierungsko.mis- | 
sion gewisse Fortschritte gemacht hat. "ir sissen, als der Herr 
Staatskommissar Liesch mochan dieser Stelle war, da gab es keine 
Verhandlungen, da wurde uns gesagt "ich stelle anheim" oder es | 
ieß: "annehmen oder ablehnen", auf deutsch: "Vogel friss oder | 
stirb". Kompromisse, wie sie sonstrwo beschlossen werden, wa- 
ren eirfach eine Unmöglichkeit; es war überhaupt unmöglich, 
selbst die Ansicht der Rezierungskommission zu gewissen Vorla- 
en oder zu gewissen Vorschlägen, die der Landesrat gemacht hat- 
e, zu erfahren. "'enn ich diese Feststellung mache, so muss ich 
allerdings bemerken, daß wir von dem Jdealzustand eines regen 
Verkehrs der Vertretung der Bevölkerung mitder Regierungskommis- 
. sion noch außerordentlich weit entfernt sind. Gerade diese Vor- 
lage ist dafür ein sprechendes Beispiel. :ie hat sich die Sache 
abgespielt? Am 15.Januar hat üer Herr Präsident Rault diese 
Konvention bereits unterzeichnet. Die Konvention war das LEr- 
ebnis von Verlıandlungen, die in aller Heimlichkeit und Dunkel- 
eit geführt wurden. Dr Be Beamten der Regierungskommission 
(wahrscheinlich französische), sind nach Paris gegangen, und es 
gehörte ein zismlich großer Mut dazu, ohne überhaupt sich mit 
achverständigen in Verbindung zu setzen. Sie haben vorher gar- 
nicht gefragt, welche Bedürfnisse hat das Saargebiet; sie haben 
auch den Landesrat nicht mal zugezogen. Und es ist daher kein 
under, wenn das Ergebnis dieser Verhandlungen derartig traurig 
ausgefallen ist. Jch unterstelle mur, daß zu Beginn dieser 
Verhandlungen beide Teile in gleich guter Lage waren, daß also 
sowohl Frankreich gewisse Yorteile auf seiner Seite hatte, aber 
daß das Saargebiet genau dieselben Vorteile hatte. Jn "irklich- 
keit war es allerdings viel günstiger für das Saargebiet: Das 
‚Saargebiet hatte, als die Verhandlungen anfingen, alle Vorteile 
"auf seiner Seite, und Frankreich Aatte nur einige ganz geringe 
Stützen, die es durch eine ziem!ich weitherzige Auslegung aus 
‘dem Versailler Vertrag herauslesen konnte. Am 15.Junuar, als 
der Herr Präsident Rault diese Konvention unterschrieben hatte, 
da war die Sache senau umgekehrt, da waren alle Vorteile auf 
Seiten Frankreichs, und das Saargebiet war mit Leeren Händen 
ausgegangen. 
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(Hört, hört!) 


Die Grundursache dieser bedauernswetten Zustände ist vielleicht 
in erster Linie der berühmte EEIRESE Ber oh ne der Regie- 
skommission vom Jahre 1920. Jch habe gerade über diesen 
Ausle gungsbeschluss der Regierungskomission an dieser Stolle 
Schon häufig sprechen müssen, Trotz des Zwischenrufes, den der 
Herr Staatskommissar Heim in der letzten Sitzung gemacht hat, 


ist 
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ist der Wortlaut dieses Auslegungsbeschlusses vom Jahre 1920 noch 
immer nicht bekannt, er ist noch immer nicht veröffentlicht. 


(-Rort, NOrT!.) 


Andererseits müssen ir mit der Tatsache rechnen, daß niemand zwei 
Herren dienen kann. MWenn ein saarländischer Unterhändler, welcher 
gleichzeitig französischer Besmier ist, zu Verhandluggen nach Paris 
geschickt wird, so ist cs ja ganz unmöglich, daß dieser Beamte seine 
volle Araft einsetzen kann, um saarländische Interessen zu vertreten! 


e Sehr richtig!) 
























Biner der betreffenden Beamten -ich kann Ihnen ruhig den Namen nennen, 
es ist Herr Labie-, hat in einer Verhandlung, die zwischen uns statt- 
gefunden hat, ausdrücklich mir gesagt, daß er sich außerordentlich 

warm für die Saargebietsinteressen eingesetzt hätte. Lediglich die 

schlechte (ink o terege 2 die auf Seiten des Saargebietes gewesen 

sei, habe verhindert, für das Saargebiet mehr herauszuholen, "ir be- ? 
kämpfen ja die französischen Beamten in der Regierungskommission nicht 
ohne Grund. ir sehen auch wieder hier an diesem Beispiel, wie not- 
nz es ist, die französischen Beamten in der Regierungskommission 
zu bekämpfen. Denn für die £ranzösischen Beamten oder für die Fran- 
zosen überhaupt, da kommt zunächst Frankreich, dann kommt noch zweimal ° 
Frankreich und dann kommen erst die anderen! 
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( Sehr richtig! ) 


Bei den Deutschen ist es vielfach umgekehrt: Der Deutsche will oft 
so objektiv und loyal sein, daß er deutsche Belange an letzter Stelle 
vertritt. Herr Bobs inet Labis hat aun die französischen Interessen 
in Paris glänzend vertreten, aber leider nicht die Intersssen des 
Saargebietes. Er ist dafür sin viel zu guter Franzose. Ich .sage 
ihm das nicht nur an dieser Stelle, sondern habs das dem Herrn Labie 
bereits persönlich gesagt. Zu dem vorgelegten Auslegungsbesckluss 
der Regierungskommission vom Jahre 1920 kann ich mich beschränken auf 
einige Worte des früheren Mitgliedes der Regierungskommission, des 
Herrn Minister "augh. Der Herr "augh schreibt in einem Schreiben, 
das sr an eine politische Persönlichkeit in England gerichtet hat 

und das vor kurzem ja auch in der Saarpresse veröffentlicht wurde 
folgendes: "Die Auslegungen der Kommissionsmajorität stimmten mi 

den frenzösischen Instruktionen vollständig überein, die meisten da- 
von waren ungerechtfertigt." Aus diesen Aeußerungen des Herrn ”augh 
ann man schließen, daß der Auslegungsbeschluss auf französischen 
efehl gefasst worden ist; er war auch sicher einer a en Be- 
chlüsse, die Herr Taugh als ungerechtfertigt bezeichnet hat. _Mit 
iesem Auslegungsbeschluss hat aber Frankreich nicht nur den kleinn 9# 
inger oder die Hand, die ihm das Saargebiet dargersicht hat, genom- ° 
en, sondern Frankreich nimmt gleich den ganzen Ärm, es hat gleich 

as ganze S..argebiet mit diesem einen Auslegungsbeschluss, der im 

ahre 1920 nach ganz kurzer Tätigkeit der Regierungskommission be- 

eits gefasst worden ist, in die Tasche gesteckt! 
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( Sehr richtig! ) 
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“ie Folgen dieses Beschlusses konnten wir einmal wieder fest- 
stellen, als wir vor einiger Zeit in Paris waren, um dort mit 
Herrn Direktor Serzune Verhandlungen über die Saarzollfragen 


anzuknüpfen. Herr Direktor Serryus hat uns dargelegt: "das 
Zollregime, dem das Saargebiet nach dem Versailler Vertra 
unterworfen ist, das umfasst das ganzd "irtschafltssystem des 
Saargebietes; für die Wirtschaft des Saargebietes ist der fran- 
zösische Staat verantwortlich undnicht etwa die Regie rungs- 
kommission. Das ist einzig und allein Sache Frankreichs, und 
wir werden für die Rechte und für das Jnteresse des Saargebie- 
tes genau so kämpfen, wie für unse? eigenes Jnteresse". Hs ist 
klar, daß eine BIERrNige Knalegung sich auch mit dem Versaüller 
Vertrag, aus dem man doch bekanntlich viel herauslesen kann, 
nicht vereinbaren lässt. Ein Zollfiskus vertritt nur fiskali- 
sches Jnteresse. Der Zoll ist sogar bis zu einem gewissen 
Grade Feind der eigenen Tirtschaft, wievielmehr noch Feind der 
iirtschaft eines fremden Landes. ?Ter französische Zoll muss 
notwendiger "ieise der Feind der "Tirtschaft des Saargebietes 
sein. Jn einem Lande ist eine Ueverwachung des Zollfiskus 
durch die Parlamente und die Abgeordre ten notwendig, damit 
der Zoll eben nicht zu fiskalisch wird und nicht letzten Endes 
dem Lande selbst Schaden antut. Hier insbesondere hätte die 
Regierungskommission mindestens die "ohlfahrt der Bevölkerung 
vertreten müssen, und sie müsste darüber wachen, daß das fran- 
zösische Zollsystem, dem wir unterworfen sind, nicht eben der 
Wirtschaft unseres Landes Schaden tut. 
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Die Forderungen, welche am vorigen Samstag die deut- | 
sche Delegation in Paris der französischen Regierung gestellt | 
hat, sind vernünftig und liegen im Jntsresse des Saargebietes. 

Nach Meldungen von vorgestern will sich die deutsche De lega- 
tion mit dem ablehnenden Bescheid nicht zufrieden geben und 
unter allen Umständen an den Völkerbund appsllieren. Jch glaube, 
daß düe deutsche Regierung den besonderen Dank der Saarregierung 
verdient, daß sie für unsers Jnteressen und letzten Endes für 
die Jnteressen der Rezierungskommission eingetreten ist. Tienn 
also in diesem Falle die Regierung mit dor Bevölkerung zusan- 
men gearbeitet hätts und mit der "Tirtschaft im Saargebiet ver- 
traute und für das Saargebiet voll interessierte Unterhändler 
nach Paris zu den Verhandlungen gesandt hätte, glaube ich, die 
Verhandlungen wären etwas weniger schnell. verlaufen, aber das 
Ergebnis wäre zufriedenstellender gewesen. Die Vertreter des 
Saargebietes hätten in Paris zunächst alle Forderungen der Saar- 
wirtschaft anmelden können. Es gibt viele Forderungen und es 
ist allgemein bekannt, daß gerade bei derartigen Verharil lungen, 
obschon sie reine Zollfragen betreffen auch viele andere Forde- 
rungen erhoben werden müssen, z.B. das Recht der Konsulate, 
Niederlassungen in Frankreich usw. „. Die Regierungskommission 
hätte bei dieser Gelegenheit alle schwebenden Tir+tschaftsstrei- 
tigkeiten klären müssen. 'enn nun auch Frankreich seine 
ren Se angemeidet hätte, dann hätte doch sicher die Mög- 
ichkeit bestanden, einen beiderseits befriedigenden Kompromiss 
zu schließen. Jch erwähne einige dieser Forderungen, die nach 
meiner Ansicht unbedingt in Paris hätten vorgebracht werden müs- 
sen und die wir derRegierung bereits mitgeteilt haben. 
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Zunächst die wichtige Forderurg der Paßfreiheit. Sie 
wissen, man hat uns in das französische Zollsystem steckt und 
zwirgt uns, mit Frankreich Hamlel zu +reiben, man gestattet uns 
aber nicht, ohne Pass nach Frankreich zureisen. Jch möchte des- 
alb die Forderung stellen, dab jeder Saarländer frei nach 
Frankreich 
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Frahkreich einreisen kann, denn jeder Frenzose darf auch frei 
ins Saargebiet einreisen. Für einen Saarländer ist eire Reise 
nach Frankrei ch schwierig, da er sich zuerst einen Paß besorgen 
muss, ja_es wurde sogar die Stellung von 3 Bürgen verlangt und 
noch vieles mehr. 


Dann muss ein Niederlassungsrecht für Saarländer in 
Frankreich bestehen. Hier bekommt jeder Franzose sogar eine 
Wohnung, wie wir das vorgestern im Lanlesrat hörten, der Saar- 
länder dagegen bekommt ksine Aufenthaltserlaubnis in Frankreich. 
Bei dieser Gelegenheit kann ich vielleicht noch einmal darauf 
hinweisen, daß dem Antrage unserer Fraktion betr. die Jaarein- 
wohnerschaft immer noch Nicht entsprochen worden ist. Es ist 
scheinbar für Ku»läne besonders schwe rig, die Saareinwohner- 
schaft zu erhalten. Dieser Zustand ist unhaltsbar und w rstößt 
gegen die Gebietshoheit des Saargebietss. "enn die Saargebiets- 
regierung für ihre Einwohner nicht dass geiche Recht verlangt, 
das sie anderen zugesteht, so siempelt sie das Saargebiet zu ei- 
nem Land minderen Rechts. 0b das mit der Ehre des Völle rbundes 
vereinbar ist, weiß ich nicht. 


(Zuruf Petri: "Saargebie tspewohner geben die Genehmigung 
ihren eigenen Mitbewohnern nicht!") 


Das ist möglich. Eine andere Forderung, die ich vorzubringen 
habe, ist die, daß saarländische Sachverständige für die Zoll- 
verwaltung ernannt werden sollen. Wenn heute mit ler franzö- 
sischen Zollverwaltung ein Streit entsteht, müssen Sachverstän- 
dige aus Paris oder dem Jnrern Frankreich zugezogen werden. Die 
Verhandlungen werden in französische r Sprache geführt, daher sind 
für viele Kreise disse Verhandlungen sehr erschwert; um das Recht 
der deutschen Sprache ıt. Versailler Vertrag ist nicht sicher- 
gestelit. Vor & Wochen habe ich hereiis die neue Umsatzs teuer 
erwähnt, die an der Brenzs erhoben wird. Diese Uasatzsteuer ist 
dem Lendesrat zur Genehmigung nicht zugegangen- Wir fordern, daß 
dies noch geschieht. “ir fordern, daß bei. Streitfra,;en über 
diese Umsatzsteuer auch saarländische Sachrerständigs gehört wer- 
den und daß die saarländirche Steuerbehörde zuständig sein soll 
und über Auslegungen und Beschwerden zu entscheiden hat und nicht 
die französische Regierung in Paris: Das letzte Mal hatte ich 
bereits erwähnt, daS der Auslegungsbsschluss der Regierungskom- 
mission iin dieser Angelegenheit immer noch nicht veröffentlicht 
ist. Ferner wendet Frankreich auf das Saargebiet seine Ein- und 
Ausfuhrverb-te an. Die wirtschaftlichen Voraussetzungen Frank- 
reichs sind ganz anders. Man kann daraus ermessen, wie schäd- 
lich die Rinfuirvorhsto für Cie Revölkerung sind, die eine ganz 
andere Mischung von Jnäustrie und Landwir schaft hat. Man hat 
hier ein eigenes Bin- und Ausfuhrsmt eingerichtet. Wir müssen 
anerkennen, daß dieses Bin- und Ausfuhramt die Ein- und Ausfuhr-: 
verbdte gemilder‘; hat, jedoch sind die bestehenden Zustände wenig 
ideal; wir sind ganz und gar von dem Willen Frankreichs abhängig. 
Die Wirtschaft css Saargebietes gerät in Abhängigkeit von der 
Willkür französischer Interessenkreisen, die zufällig ihren Yin- 
fluss auf die Regierung in Paris geltend machen können. "ir müs- 
sen deshalb dis alte Forderung um Ansicht aufrschterhalten, daß 
die französischen Bin- und Ausfuhrerhote im Saargebiet keine Gül- 
tigkeit haben dürfen. Daß wir bei dieser Celegenheit die Forde- 
Fung: -Bu0 ültige Regelung aes kleinen Grenzrerkehrs- aufrecht er- 
halten und vertreten, ist selbsiverständlich. ‚nsmsondere muss 
statt der von Frankreich bewilligten 5 kmi-Zons die ı5 km.-Zone 
beim kleinen Grenzrerk«hr gefordert werden. Diese Festsetzung 
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wir gaeiohe Yichtigkeit für die Verbraucher, die Bergleute, 
die hier arbeiten und drüben wohnen, sowie für alle Kreise 
des Handels. 


Bine alte Forderung unserer Fraktion ist die, daß 
auch Saarländer als Zollbeaute angestellt werden sollen. So- 
viel bekannt ist, sollen allein 1300 Zollbeamte an der saar- 

ländisch-deutschen Zollgrenze stationiert werden. Es ist 
ron möglich, für diese alle Tohnung zu schaffen, beson- 

ers in den kleinen Grenzstädtchen, die schon sowieso unter 
Fohnungsnot leiden. Die Anstellung von Saarländern wäre aber 
schon aus dem Grunde wichtig, daß mehr Zollbeamte die deutsche 
Sprache beherrschen würden. 


Am Montag abend haben wir dem Herrn Generalsekretär 
Morize nochmals alle unsere "Tünsche DOrge TERBSN Es wurden uns 
Tarapranhungen gemacht, aber keine positiven Zusagen. Als Real- 

olitiker müssen wir seine Erklärungen als nicht zufriedenstel- 

end bezeichnen. Wir huffen, daß der Herr Generalsekretär aus 
den Verhandlungen lernt und die Konsequenz zieht, in Zukunft 
vor Abschluss derartiger Vorfragen Forderungen stellt und 
nicht, nachdem der Vertrag bereits abgeschlossen ist, denn dann 
istzes schwer, noch etwas durchzusetzen. Für uns bilden die 
Erklärungen des Herrn Generalsekretärs nich+ die genügende 
feste Grundlage, um die Bevölkerung mit bedeutenden Abgaben zu 
belasten. Vor eineinhalb Jahren haben wir der Regierungskon- 
mission 14 Juertöniagen bewilligt und meine Fraktion hat sich 
im "ahlkampf, als die bürgerlichen Blätter durch Streik unter- 
drückt waren, die größten Beschimpfungen gefallen lassen müs- 
sen. Fir hätten auch diesmal die entsjrechende Verantwar tung 
zu tragen gewusst, wir hätten die Lasten auf uns genomuen, wenn 
"entsprechende Zugeständnisse für die Hohlfahrt der Bevölkerung 
zu erzielen gewesen wären. Genau wie bei den eraten 14 Steuer- 
vorlagen hätten wir gesagt, wir geben der Regierung was sie 
notwendig braucht, schon deshalb, damit sie ihre Beamten und 
Arbeiter anständig bezahlen kann, damit sie die Versprechungen, 
die sie im $ 31 des Beamtenstatuts gemacht hat, halten kann 
und wenn ferner eine Revision der anderen Steuergesatzgebung im 


Sinne des Antrages der Zentrumstraktion vom 5.Mörz in Aussicht 
gestellt wäre. 


Auf Grund der unsicheren Zusagen des Herrn Gem ral- 
sekretärs ist eine Annahme der Vorlage für uns ausgeschlossen. 
Unsere Forderungen, die sich nur auf wirtschaftlichem Gebiet be- 
wegen, waren das mindeste, was wir hötten erwarten können. 
Frankreich hatte das lebhafteste und brennende Jnteresse, die 
Begrenze Frankreich-Saargebie : zu beseitigen, denn dadurch 
spart es entsprechend Beamte und Gehälter. Das ist das Ge- 
schenk, das an Frankreich gemacht wird. Frankreich versucht 
einen Druck auf uns auszuüben. Es hat nämlich gesagt, nach dem 
berühmten Ausle gungsbesch luss der Regie rungskommission von 1920 
können wir nach unseren Zollgesetzen verbieten, daß überhaupt 
Arzneimittel ins Saargebie t er ebenso Tabak. Allein auf 
diese Beatung kann Frankreich sich stützen. Jch kann unmöglich 
annehmen, daB die Unterhändler, die das Saargebiet nach Paris 
geschickt hat, so harmlos waren, cdaß sie sich durch die Drohun- 
gen haben einschüchtern lassen. Zin peraztlcae Vorgeen Frank«- 
reichs, ähnlich der im Kriege awgeübten Blokade, würde dem An- 
Bee Tranm eich in Saargebiet den letzten tötlichen Aber: ver- 
setzt haben um es ware Ierner 6 Jahre nach dem Kriege nicht 
möglich gewesen, eine Ah Drohung durchzuführen, Jch 
meine, auch die Regierung sollte sich diese Frag noch einmal 


sründlich 
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gründlich überlegen, bevor Sis die Unterschrift des Herrn xault 
vom 15. Januar legalisiert. Jin derartiger Regierungsbeschluss 
gegen den "illen des Landesrates würde sich mit den Instruk- 

ionen. des Völkerbundes: "die Wohlfahrt der Bevölkerung zu wah- 
ren," nicht versinbaren lassen; or würde beweisen, daß die Re- 
gierungskommission mehr "ort auf französischäd Instruktionen als 
auf die Instruktionen dss Völkerbundes legt. 


Trotzdem wir nun der Vorlage nicht zustimmen können, 
will ich einige besondere Zinzelfragen anschneiden; unsere In- 
regungen dazu können der Regie rungskommission zu neuen Unter- 
handlungen mit Frankreich als Grum. lage dienen. Der Alkohol, 


der zu gewerblichen Zwecken, z.B. zu der Parfümeriefabrikation 
ebraucht wird, müsste bedeutend niedriger versteuert werden. 
je Monopolverwaltungen in Frankreich und Deutschland geben 
Sprit zu gewerblichen Zwecken mit bedeutenden Srmäßigungen ab. 
Die saarländische Parfümerie-Frbrikation dafr nicht schlechter 
gestellt sein wie die zleichen Srzeugnisse in Frankreich. 


Jn dem Äntwurf ist eine gänzliche freie Binfuhr von 
Tabak im Rahmen eines Kontinzents vorgesehen, Es wäre zu wün- 
schen, daß dies so weit gewährt würde, wie andererseits der 
saarländischen Tabakindustrie, die 80 % ihrereirzeugung expor- 
tieren muss, im "Tege der Gegemweitigkeit die gleichen Tar rechte 
von andern Ländern und Nationen gewährt würde. 


Der bekannte Doppelsteuervertrag zwischen Saargebiet 
und Frankreich und die damit zusammenhängende Frage der ne 
steuer für Automobile is+ in meimer letzten Rede vor 6 "iochen 
erwähnt worden. Herr Ministerisldirektor Serrys hat den Autc- 

 händlern geraten, ihre Käufe von Autos in Frankreich vorzuneh- 
men, um dadurch die Luxusstewer zu sparen. Er hat als die Jn- 
teressen des Saargebistes nicht im Auge gehabt und Sie sehen, 
was man für einen Vertrag abgeschlossen hat. Unbedingt muss 
erreicht werden, daß diese Luxusstewr wie bisher dem Saarge- 
biet verbleibt und nicht an Frankreich fließt. Dieser Doppel- 
steuervertrag som Jahre 1922 ist ohne Mitwirkung des Tandesra- 
tes 1923 pupliziert worden. Zs sind einige Furiositäöten durch 
den Vertrag entstanden. So werden französische Titel, "ertpa- 
piere im Saargebiet steusrfrei gelassen. Auf die saarländi- 
schen "eripap&zere wird die Börsenumsatzsteuer erhoben. "ir er- 
leben hier, daß ein Staat En schließt, durch welchen 
er seine eigenen Papiere schlechter behendelt, als die eines 
anderen Staates. 
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Zurufe: Hört, hört!) 


"enn in dieser Trage die saarländischen Vertreter bei den Ver- 
handlunsen in Paris nun die JInterassen des Saargebietes eben- 
sowenig gewahrt haben, wie das bei dieser Vorlage der Fall war, 
so muss auch eine Revision dieses Do,pelsteuervertr ages ver- 
langt werden. 


Bine weitere Tatsache, auf die ich hier ein.ehen muss, 
ist folgende: Die Rezierungskommission hat diese Vorlage aus- 

drücklich damit begründet, daß der Schmuggel zwischen Frankreich 
und zwischen dem Saargebiet, oder von Sabrgebiet nach Frankreich 


bekämpft werden müsse. Aber ich frage: ver schützt das Saarge- 
biet vor dem Schmuggel®? #s hat der Kommandierende Gemral im 
Saargebiet großzügig unter dem 26. Gktober 1922 eino Verfügung 
erlassen: "alle Produkte, die in den Kantinen, in den Militär- 
kantinen von den Militärpersonen und von Zollbeamten im 


Saargebiet 
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Saargebiet gebraucht werden, die sind steuer- und abgabefrei!" 


( Hörti Hört! ) 


Es entsteh daraus folgsnder Zustand: Die Kantinen heziehen 
unversteusrtes Bier, sie beziehen unverstewrten Tavak, sie 
können diese Sachen wesent lich billiger verkaufen; s ent- 
wickelt sich ein schwurshafter "eitavsrkauf der Kantinen an 
andere Personen. Bin großer Anrgik besteht sels tverstndlich 
zur Steuerhinterziehung zum Schaden der saarländischen Firmen, 
zum Schaden des saarländischen Steuerzahlers und zum Schaden 
des saarländischen Handels. Es sind mir eine ganze Reihe von 
Fällen von derart unbefugten "eiterverkauf seitens der franzö- 
sischen Militörpersonen und Zollbeamten bekannt. Frankreich 
soll also vom Schmuggel geschützt werden; wer schützt aber das 
Saargebiet vor den Eehmel? Diese Verfügung des Generals der 
Saartrup en ist von dem Prusidenten der Regierungskommission 
ohne "eiteres anerkannt worden. 


( Hört, hört! ) 


Cb er überhaupt befugt war, dieser Verfügung des Generals zuzu- 
stimmen, ob es dazu nicht einer Verfügung, eines Beschlusses 
der Gesamtregierungskommission nach vorheriger Anhörung des 
landesrates bedurT: hätte, das will ich dahingestellt sein las- 
sen. 


Zu diesen beiden Vorlagen sind dem Landesrat eino 
außerordentlich große Mengs Denkschriften ausden verschieden- 
sten Berufs- und Jnteressentenkreisen zugegangen. Jch kann nicht 
auf allo eingehen; es hat außerordentlich großer Arbeit bedurft, 
sie alle Jurchzuarbeiten. Beachtenswert scheinen mir in erster 
Linie neben den Bingaben des gesamten Trbakgevwerbes die Tinga- 
ben der "ein- und Spırituoseninteressenten sowie Sing=ben von 
Vertretern des Hendsls mit Mineralölen und der Lastkraftwagen- 
und Taxametervereinigungen usw. Namentlich diese letzten =in- 
gaben enthalten eine Reihe Tatsachen, die seitens der Regie- 
rungskommission dringend der Aufklärung und Nachprüfung bedürf- 
ten. Jch habe aus der letzten Denkschrift entnommen, daß sei- 
tens der 7oliverwaltung auch reine, nur innerfranzösisck Abga- 
ben erhoben werden. So wird ein Betrag für das französische 
Betriebsstoffamt von !0 Franken erhoben. Es wird verlangt, daß 
der Großhandel 25 Prozent der eingeführten Mengen stets zur 
Verfügung der französischen Regierung zu halten hat, und Aehn- 
liches mehr. Diese Kingaben müssen daker die größte Aufmerk- 
samkeit der Regierungskommission beansprucen. Jch hoffe, daß 
die Re gierungskommission dieses Material, das wir ihr heute mit 
überweisen wollen, bei ihrer Beschlussfassung wohl berücksich- 
tigen wird. Jch kann aber zum Schluss nur nochnals betonen, 

wir uns, trotz der langwierigen Verhandlungen in dieser 
Frage, von der Zweckmäßizkeit und Notwendigkeit der beiden 
Verordnungen nicht überzeugen konnten. Die ;'irkungen des vor- 
her erwähnten bereits in Kraft befindlichen Doppelstewe rver- 
trages sind so katastroph:1,daß wir das größte Mißtrauen gegen 
alle Abkommen haben müssen, die die Rezierungskomission nit 4 
Frankreich schließt. "ir müssen die Vorlage daher ablehnen und | 


wir müssen namens der Zentrumsfraktion folgendes Gutathten ab- 
geben: 
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" Gutachten der Zentrumsfraktion des Landesrates 
Slcgl des Saargebietes. 


Die Zentrunsfraktion des TLandesrates lehnt die 
beiden Vorlagen betr. "Erhebung indirekter Steuern", "Ver- 
u BLDIE re gb ’ 

kehr mit aren, die imSaargebiet und in Frankreich einer 
Kontrolle unterliegen", ab, da sie ein einseitiges Zuge- 
ständnis und Geschenx Ohne Gegenleistung an Frankreich dar- 
stellen würden. Solita die Regierungskommission die beiden 
Vorlagen doch in Kraft setzen, so msste durch Gesetz eine 
andere Verteilung der Steuern zwischen der Regierungskon- 
mission und den Geme inden vorgenommen werden. Der Mehrbe- 
trag an indirekten Steuern, der für jede Familie auf die 
indirekte Steusrleistung entfälls, müsste durch eine andere 
Regelun a en WerGen. ae davon verlangt 
die ZentrumsTraktion eins Heraufsetzung der steuerfreien 
‚renze und Fortfall der Nachversteuerung für cas Jahr 1923. 
Ferner verlangt die Znesrumsiraktion eine sofortige Nach- 
BEHLUNg des mit Frankreich im Jahre 1922 abgeschlossenen 


oppelsteuervertrages und Vorlage desselben zur Begutach-- 
tung an den Landesrat"> 






Namens meiner Fraktion habe ich dann noch kurz folgende 


wirtschaftliche Fragen anzuschneiden, die ich in Form einer kurzen 
Bingabe verlesen will: 


“ Das statistische Aut des Saargebiates in Saarbrücken, Neues 
Landgericht, Zimmer 237, schickt an alle gewerblichen und 
industriellen Firmen eingehenda gen über die Produk- 


vion, Finanzierung und sonstigen Verhältnisse der betreffen- 


den Intemehmungen- Die Zentrunsfraktinon des Landesrates 
begrüßt 


eine einwandireie una gut arbeiseme Statistik Tür 
das Saargebiet. Ps muss .enoch der größte Tert darauf ge- 
egt werden, daß üie hei dem statistischen Amt einirufenden 
"Nachrichten geheim gehalten oder nur im Jnteresss des Saar- 
gebietes verwamt werien. Es dart nicht verkommen, daß Nach- 
richten, die sonst der Qeffent lichkeit nicht zugängig sind, : 
en wirtschaftlichen Nachricht enäiensi einss französischen | 
andes überliefert werden. 'jir haben Veranlassung, die Auf- ' 
merksamkeit Ger Rezierungskomission auf Ciesen Uustend hin- 
zulenken. Denn, wie aus \r.78 der Saarbrücker Landeszeitung 
vom £0. März 1925 hervorgeht, hat die Omerste Polizeiver- 
waltung alle beigebrachten mi.itarischen, politischen, so- 
zialen-und wirtschaftlichen Nachrichten an das 3.C-R- 
(Bureau Gentrai de renseignnment -Nachricht enabteilung-) des 
Generalstabes der Saartrupnen weitergeleitet. 
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(Hört, hört! im Zentrum.) 


4a ProZ 


Die Zuntrunsfraksion bittet nun die Regierungskomnission, 
der Deffemt lichkeit bekannt zu geben, welche Vorkehrungen | 
etroffen worden sind, um eine sinwam Treis Verwenaung des 4 
urch das statistische Büro erhaltenen Materials zu sichern. 

Jm Jnteresse der Sache sieht die Zentruwsfraktisn einer bal- 

digen Antwort entgegen.” 


(Bravo! im Zentrin.) 


Vorsitzender: 
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sitzender: Das Wort hat der Abgeoränete Petri ! 


-i (S.P. ): Meine Herren! Unsere Stellungnahme zu den beiden Verlagen 
ist noch dieselbe, wie in der ee wo sie Schon einmal zur 
Tagesordnung standen. Das Nbkommen, das die Regierungskomnis- 
sion im Januar mit der ranzösischen Regierung verginbarte 
und das der Herr Staatskommissar in der damaligen »itzung als 
ein Irovisorium nannte,hat also feste Gestalt bekommen. Wir 
können bis jetzt nicht sehen,trotz den Yerhandlungen,die ge- 
führt worden sind, daß eine Aussicht besteht auf Abänderungen, 
auf Verbesserungen, sondern neben schönen Reden,schönen Ver- 
spreghungen, ie gemach“; worden sind,bleibt es bei dem Abkommen 
vom Januar. Das Saargsbiet. soll also ein wirtschaftliches El- 
BET werden. Und die Arbeiterscheft, die ja heute nicht im 

arediese wohnt, den Eindruck hat _ sie sicher, die Notschreie, 
die allerorts ertönen, das ıst allen bekannt, ist auch der Re- 
RR skommission bekannt, ist allen Instanzen bekannt; die 

3000 Pensionäre, dis 19000 Witwen,die Kriegshinterbliebenen 
und sonstigen Rentenenmpfänger, die kaum ein Drittel der Kauf- 
kraft heben, wie sıe bei iüren Sezügen in Friedenszeiten ge- 
wesen ist, sie können sicher n’cht erfreut darüber sein,daß 
man nun ein solches Abkommen trifft, das eine gewaltige Ver- 
teuerung der Lebenshaltung nach Sich führt. Diese Vorlage, 
die Einführung derselhen und die ®sgleiterscheinungen, wir kön 
nen sie uns heute noch nicht ausdenken, wie weit sie führen; 
aber sie werden eine gewaltige Irre ie: auslösen, noch Schär- 
fer, wie sie zur Zeit bestunt. Und des alb können wir unserer- 
seits in keiner heise dasür s+immen, sondern müssen mit aller 
chärfe verlangen, daß die zuständigen Instanzen, daß vor al- 
len Dingen die Regierungskommission Wege sucht,damit die Ver- 
teuerung nicnt noch Schlimmer wird, 

Mein Herr Vorredner hat immer den Nerrn Präsidenten 
der Regierungskomission hervorgehoben. Ja, meine Herren,ich 
muß bei dieser Geiles: mheit Immer wieder darauf hinweisen, daß 
ja unsere hegierungsikommission durch Beschluß des Völkerbundes 
Takt ivverähtwör tung hat,daß also der Herr Präsident der 
Regierungskommission die Zustimmung der anderen haben muß,wenn 
er eine Verordnung ausführen will. Und ich kann Ja nicht ver- 
stehen, deß so etwas geschieht ‚zumel wir ja einen prominenten 
Vertreter des Saargeh’etae ir der Negierung haben, der sogar 
aus der Arheiterschaäft hervorgegangen ist, der wissen muß 
über die Leiden und Schmerzen, die sich bei solchen Situatio- 
nen en müssen. Ich höre nichts von ihm, was er tut,daß 
er endlich einmal auch die logischen Schlüsse zieht, wie es 
schon einmal ein saer\ändischer Vertreter getan hat. 
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(Zuruf der "orisldemokreten: Sehr aut !) 
Ich bin ohne weiteres mit Ihnen der Meinung, es ereignen sich 
im Seargebiet Nınge, die wir nient billigen können, die aber 
in erster Linie der prominente Vertreter des Saargebietes ent- 
sprechend kennzeichren muß, oder er muß etwas anderes tun. 


4a Proz 


(Zuruf der Sozialdemokanten: Sehr richtig !) 4 


Meine Herren! Nicht allein dieses ist für uns ein | 
Grund zur Äblehnung. Wenn wir die allgemeine Verteuerung sehen, 1 
besonders auch nach den Zuschriften der einzelnen Branchen,der 
einzelnen Industrien ist eine Cefahr inderselben zu erblicken, 
daß lausende Arbeiter und Arbeiterinnen um ihre Existenz kom- 
men. Die verschiedenen Branchen, wir_haben sie ja alle durch 
die Zuschriften kennen gelernt, die Farfümeriefabriken, die 


leabakfahriken 
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Tebakfabriken,die Brauereien Spät iknoaenfälxiken und Brennereien, 
sind alle in Sefahr, hier auf das Trockene gesetzt zu werden 
durch die gewaltige Konkurrenz, die drüben von Frankreich her- 
beigeführt wird durch die dort eingetretene staatliche Verbil- 
Ligung. Das muß hier eine wirtschaftliche Katastrophe herbei- 
führen. Alle diese Gründe, die uns durch die genannten Branchen 
geschildert werden,erkennen wir ohne weiteres an;wir unterstützen 
sie und Ye augen daß sie an den zuständigen Instanzen ent- 
sprechend begutachtet und berücksichtigt Terden. Unsere Lisen- 
industrie ist a2 sozusagen vor dieser »orge ge- 
schützt,de_ sie in den Schoß der französischen Konzerne,der fran- 
zösischen Syndikate soweit übergegangen _ist. “ir haben ja Ge- 
legenheit gehabt,zu lesen, daß äuch SET NUDE LINE nun dort ge- 
landet ist. Und so sollte man natürlich nicht mehr so sehr das 
Wort reden,daß yan sich jetzt absondern möchte,sondern es ist 
schon nach den Verhältnissen nötig,daß man das _Ernste und das 
Tataßchläche hervorhebt,was mit den Dingen in Pe steht: 
eine Herren! Die Zollschranken, die an der deutschen 
Grenze errichtet worden sind von Frankreich, haben uns bis jetzt 
sicher keine Vorteile gebracht;darüber sind wir uns klar.Sobald 
sie am lO. Januar begangen haben zu funktionieren,ernstlich zu, 
funktionieren,konnten wir feststellen, daß die Froduktionsprei- 
se verschiedener Art in Frankreich auf dem früheren Stande ge- 
blieben sind,oder höchstens um einen Punkt geatiapen sind;während 
sie im vaargebiet seit dieser Zeit um 18 + ınkte gestie- 
gen sind. So sieht der Unterschied aus, so sieht die Zukunft 
sus,der wir entgegen gehen. Wiir sind absolut hier einer Katastro- 
phe ausgesetzt, wir sind den Allüren ausgesetzt, die sich franzö- 
sische “spitalisten nun ausdenken, ihrerseits das »aargebiet 
auszunutzen und auszubeuten nach ihren eigenen Flänen und Netho- 
den. Solchen Plänen sich unterwerfen, das können wir selbstver- 
ständlich als Saargebietesvertreter nicht. | 
.., Die Zollschranken haben 3a auch noch andere Wirkungen 
nach sich geführt. Es klagt niemand mehr darüber, als die Ar- 
beiterschaft, die über die Grenze hinausfähren mß,täglich von 
der Arbeitsstelle hier aD. SOBERSDIS®: Besonders die Arbeiter- 
des Bergbaues, müssen diese Zollschranken täglich zwei \al 
ren und schon in der Hinsicht als eine ee betr ach- 
en, indem sie ihre Arbeitszeit verlängert bekommen, Täglich | 
halten die Züge hin und zurück 20 Minuten; es ist also fast eine 
Stunde, wo die Arbeitszeit verlängert wird. Aber das ist noch 
nicht alles, denn das »chöne kommt noch. \enn man die Zoll-. 
schranken päassiert,dann glaubt man wirklich, im Himmel gerei- 
nigt worden zu sein;viel muß man da aushalten,damit js keine 
Sünde übrig bleiben soll. Da kommen die Zollbeamten mehrere l\ale 
an die Reihe, de kommen die Gendarmen mehrere \al an die Reihe, 
es gilt dort einen Engpaß zu passieren. Alles dies dürfte doch 
in einem kulturellen und zivilisierten Lande oder Ländern nicht 
mehr durchgeführt wercen, Und weiter haben die Zollschranken 
noch andere Bang chesop argche nahen nach sich gezogen,indem 
wir feststellen können, daß die Arbeiterschaft, Jie darüber 
hinausfährt mit ihren !ahrrädern,manchmal sehr unangenehnen Tat- 
sachen ausgesetzt ist. Die Arbeiter sollen bet Shehen,den bei- 
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bringen, daß sie im . »säargebiet in Arbeit stehen,daß sie 
das Fahrrad mit zur Arbeitsstelle nehmen müssen. Diese Beschei- 
Bbebagen haben ein Jahr Gültigkeit, und wenn die Zeit abgelau- 
fenist, dann können die Bescheini en erneuert werden. Es 
kommt denn vor ‚daß ein Schein abläuft; er wird zur Erneuerung 
beantragt und wenn re Fi, 4 oder 5 Wochen vorher g®- 
Schieht, denn ist er in der Negel von dem Arbeitgeber noc 

nicht ausgestellt. Es kommt dann vor, daß an dem lage, wo der 
Schein abgelaufen ist, der Arbeiter die Grenze passieren muß, 
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er muss dann sein Fahrrad an dem Zoll zurücklassen, er kann es 
nicht mitnehmen, er muss zu Fuß nach Hause wandern, und wenn 
er am nächsten Tage die Bescheinigung nicht hat, dann geht er 


wieder denselben Teg. Dutzende von Fällen dieser Art sind uns 
bekannt. 


Ein anderer interessanter Fall ist der: Ein Arbeiter aus 
einem deutschen Ort an der Saargrenze verheiratete sich in einen 
Ort innerhalb der Saargrenze. Er wollte sein Bahrrad, das sein 
Eigentum war und er lange Zeit benutzte, um von der Station nach 

Hause zu fahren, mitnehmen. Alser an der Zollgrenze ankam mit 
seinem Vermögen und mit seinem Fahrrad, da sagte man ihm: "Das 
Fahrrad Be nicht mit, das Fahrrad muss hier bleiben, oder es 
kostet 200 Franken Zoll." 


(. Zurufe:. "Hört... hört!" .) 


Meine Herren! Wenn man solche Schikanen, solche ungerechten Be- 
handlungen vom Zollwesen hört, dann muss einem doch die Erregung 
kommen. Das kann doch durchaus nicht im Binklang stehen mit den 
Zollbestimmungen. Es kann sich keine Zollbehörde anmaßen, einen 
gebrauchten ee der jahrelang im Gebrauch ist, je tang 
in Benutzung steht, nun, wenn er in einem anderen Gebiete ist, zu- 
rückzuhalten, wenn nicht die hohe Steuer bezahlt wird. 


Ich komme dann noch zur RS NSTIERER überhaupt, d.h. ich 
möchte noch vorhsr den kleinen Grenzverkehr etwas berühren. Auch 
das ist ja eine sehr wichtige Angelegenheit, die für die Bewohner 
in der Peripherie an der Saargrenze beiderseits Won großer Bedeu- 
tung ist. Mir waren alle froh, als damals die Inflation war und 
als im Saargebiet die Kaufkraft schlecht gewesen ist, daß wir herü- 
ber nach Deutschland gshen konnten um das Notwendigste zu kaufen. 
Und in demselben Sinne ist es heute die Arbeiterschaft, die drüben 
wohnt und hier arbeitet, hier mit schlechten Löhnen ausgelohnt wird. 
Tatsache ist doch, daß derjenige, der drüben heute wohnt und im 
Saargebiet arbeitet, kaum zwei Drittel der Kaufkraft hat, als wie 
die Arbeiterschaft drüben; sie wären also durchaus angewiesen, hier 
in ihrem Gebiete, wo sie arbeiten, sich Lebensmittel mitnehmen zu 
können. "Aber das scheitert an den Zollschikanen, es scheitert da- 
ran, daß man die Grenzen nicht so weit öffnet als es vorher die 
deutsche Behörde getan hat. Es braucht also nur ein bißchen Nen- 
schensympathie, ein wenig he bei den Zollbehörden und bei 
der Hegisrungskommiss ion. zu estehen, um dieses herbeizuführen. 
Bis jetzt funktioniert die Geschichte noch nicht, bis jetzt sind 
noch Verhandlungen, besonders hier im Saargsbiet notwendig, damit 
endlich die Arbeiter sich sagen können: "Ich bin in der Lage fest- 
zustellen, was ich mitnehmen darf und mitnehmen kann." Es ist kein 
Mensch heute in der Lage, das zu sagen. Wenn man die Grenze pas- 
siert, dann wissen eigentlich die Zollbeamten selbst nicht, wie die 
Bene t oe gr pen sind. Es ware endlich an der Zeit, dab 
ier im Saargebiet in den Zeitungen bekannt gemacht wird, zum aller- 
mindesten die elementarsten Begriffe darüber, was man unverzollt an 
Naren mitnehmen darf, besonders in den Fällen, wo die Arbeiter- 
schaft hier in Arbeit steht und drüben wohnt. 
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Zu der Steuerfage hat Herr Becker die Auffassung der Zen- 
trumspartei und Anträge derselben vertreten. Meine Herren vom Zen- 
‚trum, hier haben Sie sicher einen Schnitzer gemacht, denn wir haben 
dsmals bei der Steuerberatung unsererseits doch deutlich darauf hin- 
gewiesen, daß eine rückwirkende Inkraftsetzung dieser Steuervorlage 
sehr große Härten nach sich führt. Sie haben damals gegen uns ge- 


timmt und auch gegen uns Pe Nun müssen Sie Ihre eigenen 
eschlüsse von damals revidieren, 


( Zurufe vom Zentrum"Das ist ja nicht wahr!" ) 
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indem Sie jetzt an die Regierungskommission Anträge stellen, 
Rip Sie damals im Sinne der Regierungskommission beschlossen 
apen. 


(Zuruf Kiefer: Das stimmt nicht !) 


Doch das stimmt! Nachdem Sie draußen auf dem Lande die Ent- 
rüstung über Ihr damaliges Verhalten verspürt haben, wollen 
Sie anscheinend jetzt die Sache wieder gui; machen. 


(Zuruf Kiefer: Die Zentrunsfrektion macht doch nicht 
die Gesetze im vaergebiet,sondern die 
Regierungskommission ! 


(Zuruf Hoffmann: Ihr hebt aber damals dafür gestimmt!) 


(Zuruf Kiefer :: Wenn die Regierungskommission den Entwurf 
...:.. die weiteren Ausführungen sind 
unvere van ligh, da mehrere Abgeordnete 
zu gieichr Zeit sprechen. 


( Schelle des Vorsitzenden ) 
rsitzender : Ich bitte, doch den Redner nicht zu unterbrechen. 


(Zuruf Kiefer: Men derf sich doch nicht alles gefallen 
„assen;solcne Agitationsmätzchen müssen 


endlich aufhören !; 
(Zuruf Hoffmann: Bei Ihnen ist alles Agitationsmätzchen) 
(Schelle des Vorsitzenden‘ 


prsitzender:: Herr Kiefer, dann müssen Sie sich vormerken lassen zur 
| Richtigstellung. 


stri fortfahrend: Ja, meine Herren vom Zentrum,ich glaube, daß Innen 
des peinlich ist, ich sage Ihnen keine Agıtationsmätzchen, 
sondern will nur klarstellen. daß sie danels der Regierungs- 
kommission die Verantworsung dafür bgenommen haben, da kon- 
men Sie vom Zentrum gar nicht herum. 


(Zuruf aus dem Zentrum: Mit Buch ist nichts anzufangen) 


Ich hätte gewünscht, deß uns heute cer Herr »taatskommissar 
eine Erklärung abgegeben hätte oder noch abgeben würde, ob 
die Regierunsskommission gewi!llt ist, uns zu verreten,was 
mit diesen Steyerbelästungen, die men plötzlich für 3 Jahre 
in die Bevölkerung hineinwir?i, geschieht. Anträge sind ja 
2 Ich hoffe, deß uns der Herr Stmatskommissar eine 
rklärung, geben kenn. 

er das Existenzminimum, das die Regierungskommis- 
sion bezüglich der Einkommenstever in ihrer Denkschrift und 
in ihrer Vorlage bei den indirekten Steuern erwähnt, dazu 
haben wir zu sagen, daß auch, wenn cie indirekten Steuern 
von uns sbgelehnt werden, es trotzdem nötig ist, das Exis- 
tenzminimum in der Einkommensteuer zu erhöhen. Denn wir stel- 
len fest, daß seit der Annshme der Vorlage seinerzeit oder 
seit Einführung der Steuerverordnmung vom 7.12.1923, die 
Teuerungszehl sich immerhin um 100m Punkte erhöht hat. In 
deutschen Reich ist man dazu übergegangen und hat das 
Existenzminimum für die Arbeiter von 50 auf 60, und für die 


Seargebietsarbeiter 
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Saargebietsarbeiter, die in Deutschland wohnen, von 50 auf 80 
 heraufgesetzt. Hier im „sap gebiet geschieht nichts. Deshalb 
fordern wir, daß auf schnellstem Wege das Existenzminimum er- 
höht wird. Wir stellen deshalb folgenden Antrag: 


‚" Der Landesrat wolle beschließen, die Regierungskon-. 
mission wird ersucht, dem Landesrat in kürzester Zeit ei- 
nen Entwurf zur Se zubachtung vorzulegen, das Existenznmini- 
mum in den $$ 7 und 57 der Verordnung betr. die Binkommen- 
besteuerung vom 7.12.1923 für den Stewrpflichtigen selbst 
von_360 Franken Jar Lin auf 2040 Franken Jar Kick und von 
30 Franken monatlich auf 17 Franken monatlich zu erhöhen. 
Desgleichen, daß ler Abzug für die Ehefrau und die Kinder 
von 350 Franken jährlich auf 720 Franken eu ic und von 
Ss0 Franken monatlich auf 60 Franken monatlich erhöht wird. 

Im $ 58 soll anstelle von 10 000 Franken - 15000 
Franken und anstelle von 1000 Franken - 4000 Franken 
gesetzt werden. 


Die Vorlage selbst, die hier zur Beratung steht, lehnt die 
sozialdemokratische Partei und FTaktion ab. | 





(Bravo- Rufe der Sozialdemokraten) 
orsitzender: Das Wört hat der Abgeordnete Ulrich ! 


ich (K.P.): Meine Herren! Wenn uns die Regjerungskomission eine 
orlage präsentiert betr. der indirekten Steuern und dadurch 
den breiten Schichten der Berölkerung im besonderen der Ärbei- 
terschaft die schmaerige Notlage, in der sie sich heute schon 
befindet, noch vergrößern will, so können wir nicht verstehen 
aß die Regierungskommission nicht weiß,wns sie hier getan hat. 
ntweder ist sie nicht in der Lage, eınc Bevölkerung des Sear- 
gebietes so zu behende:n, wis es notwenälg ist und wäre, oder 
aber sie hat kein Interesse daran, auch nur im geringsten ds- 
rüber nachzudenken, wie groß die Verelendung rletz gegriffen 
at. Ich erinnere An die Finterbliebdenen der Kriegsopfer, en 
die Pensionäre, an die Ärmsten der Armen, von denen es eine 
Masse gibt, die draußen stehen und werten,bis etwas geschieht. 
Wir BRe Saar der Regierungskonmission das Recht ab, überhaupt 
über das Saarvolk zu regieren, das nicht gewillt ist, sich 
länger ausbeuten zu Inssen. Wir kennen den Zweck, Wir wissen, 
daß die Regierungskommission nicht die Interessen der Saarbe- 
völkerung zu vertreten hat, sondern daß sie_andere Interessen 
zu vertreten hat, die über die_ürenzen von Frankreich,von den 
Kapitalisten und Unternehmern Frankreichs hierher gesandt sind. 
Wir wissen, daß sie Instanz Völkerbund geschaffen ist, um der 
aarregierung Richtlinien zu geben, wie sie die Vorlagen aus- 
zuarbeiten hat. Wir wissen ganz genru, daß in Mankreich die 
in direkten Steuern viel höher stehen, als im Saargebiet, und 
man hat Anweisung, im Snargebiet die Steuerschraube gensu 30 
einzustellen. Man beachtet sber nicht, daß die direkten Steu- 
ern fast dreimal so hoch sind, wie in Frankreich. Ohne Rück- 
Sicht darauf geht man dazu über, das Saarvolk,insbesondere 
die Arbeiterschaft mit einer solchen Vorlage zu belasten. Wir 
als Kommunisten sind grundsätzlich gegen jede Belastung durch 
gaalzak!e Steuern, weil sie eine Verteuerung der Weren, der 
bensmittel, der Bedarfsertikel in einem solchen Umfang in 
Erscheinung bringen, daß , wie betont, die breiten Schichten 
der Arbeiterschait nur davon betroffen werden. Deshalb‘ können 
wir einer solchen Vorlage nicht zustimmen. Es ist für uns eine 
Frage, ob wir überhaupt einer Regierung, wie sie hier besteht, 
irgend eine Steuervoringe bewilligen sollen. Es ist deshalb 
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für uns eine Frage, weil wir der Kegıierung die Existenzberech- 
tigung abstreiten. Infolgedessen haben wir keine Ursache ‚ihr 


such mur einen flentimes zu bewilligen, wenn wir auf der anderen 


Seite sehen, wie mit den Steuergroschen der Arbeiterschaft un- 
egangen wird, daß das Geld Pasziel! für Gehälter der oheren 
Beamten ausgegeben wird. Mit dem was der Zentrumsredner sagte, 
Ihre Partei (zu dem Zensrum) habe _1l4 Steuervorlägen bewilligt 
demit die Negierungskomnission Geld habe, ihre Beamten zu bezah- 


len, können wir uns nicht mit einverstanden erklären. Wir fragen, 


warum versteuert men nicht die Gehälter der 5 Mitglieder der 
Regierungskommission? 


(Zuruf Kiefer: a 3 ie wir morgen dran und schneiden 
8b ! 
Es wäre engebracht,Herr Kiefer ! 


(Zuruf Kiefer: Ja, ich ssgte ja !) 


In dieser Frage liegt ein System und wenn wir einmal dran sind, 
möchte ich weiter betonen, deß wir keine Ursache haben, als 
mmunisten die Industrie von dieser Frage zu befreien aus dem 
Grunde, weil sie es versteht, die Lasten systematisch durch 
schärferen Druck der Ausbeutung suf die breiten Schichten der 
Arbeiterschaft zu verteilen. Wir werden diese Unternehmen nie- 
mals verteidigen, weil sıe doch so wie so als der ©chlauere 
hervorgehen. Nenn wir auf der anderen Seite sehen, daß die 


uben Kapitel herausschaffen,- 509 un erticüberwinne 


haben wir Grgnd, der Uffentlichkeit zu sagen, daß man die Steu- 
ern auf die Schultern iegen soll, die sie besser tragen können, 
als die Arbeiterschaft, wo der Arbeiter mit 4 bis 600 Franken 
seine “amilie ernähren muß. Daran anknüpfend müßte die Regie- 
rungskommission einmal ein wohlwollendes Gesicht zeigen,wofür 
wir aber keine Hoffnung haben. Betreffs der Zollfrage erklären 
wir, daß wir es verurteilen, daß man Grenzpfähle zieht, um da- 
durch wieder eine Verteuerung der Neren herbeizuführen. Es ist 
nicht unsere Aufgabe, uns damit zu befassen und betrachten al- 
les als sussichtslos. Denn, sobald wir uns damit befassen,auch 
mit nur einem Feragraphen, sind wir schon gewillt, Konzessionen 


zu machen. Alle Konzessionen in dieser Hinsicht wirken sich aus, 


daß der Arbeiterschaft nicht gedient ist, sondern daß immer und 
immer wieder den Interessen gaäerer Rechtine Falrasen werden 
soll. Wir sind uns derüber klar, so auch die Fegierungskommis- 
sion, denn wenn sie sozial denkt, muß sie sich sagen, in diesem 
Moment, wo diese Vorlage herausgeht, schreitet man über le 
Es ist tatsächlich ein über Leichen Hinweggehen, wie in Merlen- 
bach. Wir sind gezwungen, die Dinge zu schildern, wie sie lie- 
gen. Wenn wir gesehen haben daß 14 ee he bewilligt 
wurden, darf die sozisldemokrstische Partei sich nicht allzu- 
sehr rühmlich in dieser Frage _hervortun. Sie war mit dabei,sie 
wer such in Genf und hat die Landjäger gefordert, eine Flage, 
die wir jetzt zu verzeichnen haben. Sie mögen schon etwas weit- 
Baer gedacht haben, eber es gibt kein Unterschied in dieser 
ziehung. Auch weiterhin hat sie in der Lohnsteuerfrage zuge- 
stimmt, genau wie das Zentrum. Was bedeutet das lohnsteuerge- 
setz, nichts snderes als ein Umsatzsteuergesetz. Wenn wir über- 
haupt eine Steuer frage vor Augen führen, Sehen wir, daß eine 
lastung der breiten Schichten der Arbeiterschaft nur in Frage 
kommt. Die übrigen werden sich systematisch davon zu drücken 
wissen. »o liegen die Dinge und infolgedessen ist es für uns 
als Kommunisten unmöglich, dieser ag zuzustimmen, Dre 
Wir hätten demgegenüber von der Kegierungskommission 
zu 


Iichen. 
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zu fordern,daß sie eine Vorlage bringt, die dazu Bogen 22 ist, 
daß man den Besitz, den Luxus, hohe ehälter estaffelt besteu- 
ert, daß die unteren Schichten der Arbeiter, die mit dem Leben 
zu könpfen haben, steuerfrei ausgehen. Wenn eine solche Vorla- 
ge geschaffen wird, wird es unsere Aufgabe sein, dieser zuzu- 
stimmen. Wir haben keine Hoffnung, daß msn so weit ein sozi- 
ade Gesicht zeigt und in dieser Hinsicht Genugtuung gewahrt 
wırQa. | i 





























' ar wundere mich über den Zentrumsredner. Er erklär- 
te, daß sie Steuern bewilligt hätten und die Ursache wäre Be- 
wesen, daß die Regierungskommission verpflichtet sei, die Be- 
amten anständig zu bezahlen. NMit keinem Wort erwähnt er die 
Verhältnisse der Arbeiterschaft. Es ist so und wir rufen es 
hinaus, welche Interessen die Zentrumspertei vertreten hat. 

Es ist meine Aufgabe, klarzustellen und klar zu segen, 
möge man darüber nachdenken, wie man will, ich spreche, um hier 
mit der Arbeiterschaft dr außen zu. sprechen. Wir wissen auch, 
daß Regierungen, mögen sie eine BeBebisterngierung, mögen 
sie sonst eine Hegierung sein, die Interessen des Sapitals ver- 
treten und daß sie gezwungen sind, Politik fürs Aupi Sal zu 
machen. Unsere Forderung ist, die allzu kurz und klar zum Aus- 
druck kommt, daß auch einmal die Arbeiterschaft unter allen 
Umständen berücksichtigt werden muß und deß eine solche Vorlage 
überhaupt nicht mehr zum Vorschein kommen soll. Der Versailler 
Vertrag ist für uns eın kapitalistischer Vertrag, das ist klar 
und deshalb lehnen wir ihn eb. Wenn Sie sich auf der Vertra 
von Versailles stützen, der in sich nichts anderes irgt, 
als die Unterdrückung eines besonders betroffenen Gebiststei- 
lew, des Saargebiet, so kann ich das nicht verstehen. Wir wis- 
sen doch, daß wir hier im Saargebiet_als Aolonie betrachtet 
werden. Darüber herrscht kein Zweifel. Wir wissen auch,daß die | 
Regierungskommission nur im Interesse Frankreichs vorgeschoben | 
#8 und es ist nicht unsere Aufgabe uns bei der Groömutter des 
eufels zu beklagen, wir werden dort nur abgespeist, \wiel- 
leicht mit Liebkosungen empfangen. 


( Lachen- Unruhe ) \ 


N\ 
Unter keinen Pe Bungen werden wir auf eine solche Vorlage\, 
eingehen, die die Interessen der Arbeiterschaft mit Füßen tritt 
und ich appelliere en die übrigen Parteien, daß sich auch diese 
Fragen vor Augen führen und daran denken, deß draußen eine | 
Arbeiterscheft steht, die darauf wartet, im Parlament vertre- 
ten zu werden, _ 

Von Seiten nz Dagierun skommission sind ja noch viele 
Fragen zu lösen inbezug auf die Besserstellung der Löhne ‚Renten 
usw. Sie ist es, die das zu tun het und die Parteien sind es, 
die defür einzutreten haben, damit die Arbeiterschaft von der 
vollständigen Verelendung befreit wird. 
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( Bravo- Rufe der Kommunisten !) 
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ırsitzender: Das Wort hat der \bgeordnete Schmelzer ! 


hmelzer (DSV): Meine Herren! Bevor ich auf die Vorlage gingehe ‚will 
ich kurz eingehen auf die Zahlungen der direkten Steuern, die 
jetzt gefordert werden. Herr Becker hat bereits daraufhinge- 
wiesen. Er hat sich wahrscheinlich gestützt auf die Eingaben 
des Handwerkerbundes an die Kraktionen des +andesrates. Ich 
möchte seine Ausführuneuon noch einmal kräftig unterstreichen. 


(Zuruf Fetri: Sie haben damals aber mitgestimmt !) 
Ohns die direkten Steucm wird man wahrscheinlich nicht mehr 
auskommen, aber auch nicht ohne indirekte Steuern. 


(Zurufe der Sozialdenokraten: Hört,hörs !) 


Ich habe das schon oft ausgsTührt, ich mäche kein Hehl deraw. | 
Die Steuern, die jetzt veriangt werden, sind für kleine Ge- ö 
schäftsleute, für Handwerker im Moment untraebar. Der Hand- 
werkerbund weist darauf hin, daß diese Anforderungen, die axch 
die Steuern von 1924 noch zum Gegenstand hahen, eine lebhafte 
nz gun hervorgerufen haben und er macht den Vorschlag, 
ich möchte een a dem Herrn Siaatskomissar zur Nei- 
tergabe unterbreiten, daß für Jie Stuats-und Vemeindesteuern 
Vorschüsse, ein allgcmeines Moratcrium eingeführt werden soll 
mit der liaßgabe, daß die Vorschüsse für 1934 in zwei Raten,im 
uni und Juli ds.Js. und ceß die Vorschüsse für desL. ‚2. and 
3.Quartal des Steucrjahres 1925 in drei Katen, in August ‚Sep- 
tember und Oktober ds.Js. einsczahlt werden können. Ich möch- 
te den Herm Staatskommissar bitten, recht warm für dieses 
Verlangen der kleinen Ceschäfsslent; und Handwerker ceintroten 
zu wollen, denn sie sind tatsächlich nich; ins der lage ‚den 
forderungen zu genügen, die jeszt durch die Finanzämter an 
die gestellt werden. | | 
‘a der Vorlage kann ich mich schr kurz fassen. Wir 
haben die Vorlage ja schon einmal behandelt, und wir haben de- 
mals der Hoffnun 1 | 
Verhandlungen mit der hegieruneskomission zu einem anständi- 
gen Vergleich zwischen dem Saargebist und den Interessen Frank- 
reichs, zu gelangen. Die Hoffnung hat sich als trügerisch er- 
wiesen, wie Vie vorhin schon gehört haben von Herr Beck r. 
hat der Gencralsckretär IMorice in einer Besprechung, die er 
bezeichnender heise cinen Tag vor der ‚andesratssitzung ange- 
Setzt hat, uns keinerlei Zugsständnisse machen können,d.h.mit 
anderen Worten, die Hegicsrung hat diese Wochen verstreichen | 
lassen, ohne mıt Frankreich ırgendwie ein Übereinkommen er- j 
zielen zu können. Ein Bedürfnis nach neuen Steuern ist ja of- 
fenbar gar nicht vorhanden, denn bei dieser Vorlaec geht die 
nm ıründen aus. 
1e sagt ja in ihrer Begründung " mit dem 10.Januar 1925 
werden nun die französischen Zollbestimmungen auf die gesan- | 
e Einfuhr von Deutschland in das Daargebiet Anwendung finden. | 
Die Belastung der bisherigen französischen Zollstellen zwischen 
aargebiet und Frankreich für den Verbrauchsteuerdienst ‚die Durch 
führung der Nonopole und der Bin-und Ausfuhrverbote würde eins 
Erschwerung des Nirtschaftsverkehrs zur Folge haben. 
Die sagt weiter:" Die Befreiung des Wir;schaftsver- 
kehrs von dieser ästigen Schranke liegt im allgemeinen wirt- 
schaftlichen Interesse. Die Befreiune Kann jedoch nur erreicht 
werden, wenn Maßnahmen gstroffen werden, die verhindern,daß das 
Saargebiet zum Stapelplatz für die illegitime Einfuhr von Ver- 
brauchsteuerpflichtigen "aren nach Frankreich wird. ' 
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Die Regierungskommission gibt also selbst zu, daß nicht die In- 
teressen des »aargebictes diese indirekten Steuern bedingen, son- 
dern die Interessen Frankreichs. Zunächst was die Durchführung 
der Monopole betrifft, die Ein-und Ausfuhrverbote, die im Ver- 
trag von Versailles gar nicht enthalten sind. Der oe spric ht 
schlechthin davon, daß das Saargebiet in das Zollregime !'rankkichs 
einbezogen werden soll, von TRBREO LER und Ein-und Ausfuhrverboten 
ist gar keine hede. Das wäre doch Sache der Interpretation gewe- 
sen. Wenn die Kegierungskommission ihre Pflicht gigenüber dem 
Saargebiet ernstnaft aufgefaßt hätte, dann hätte sıe müssen da- 
rauf aufmerksam machen, daß hier die Nonopolgesetze und Ein-und 
Ausfuhrverbote keine Geltung haben dürfen. Das wäre der erste 
chritt gewesen, welcher im Interesse des Daargebietes unbedingt 
hätte erfolgen müssen. "enn etwa die BEL ENDR FOREN getan anders 
interveniert hat, es ist nicht herauszubekommen, ob das tatsäch- 
lich geschehen ist, dann hätte sie die Interessen des Saargebie- 
tes tatsächlich gründlich verletzt. Aber diese Verletzung der 
Interessen des Saargebistes zieht noch anderes nach sich. Wenn 
die Hegierung in ihrer Begründung davon spricht, daß zur Offnug - 
der licher Grenze die Defreiung von diesen Bestimmungen nur 
erreicht werden kann, wenn man die heutige Vorlage annimmt, so 
ist sie im Irrtum oder sie übertreibt wenigstens. Nan hätte alles 
das erreichen können auf dem Wege friedlicher Verhandlungen mit 
Frankreich. "ir haben ja die Negieruneskomission wiederholt da- 
rauf aufmerksam gemacht daß es ihre Pflicht sei, für das Ge- 
schenk, das wir an Frankreich machen sollen, etwas von Frankreich 
herauszuholen. Das wäre sehr leicht gewesen, denn Frankreich hat 
ein so eminentes Interesse daran, die Zollkordons an der saar- 
ländisch- französischen Grenze aufzuheben, daß sehr viel zu er- 
reichen gewesen wäre, wenn man nachdrücklich darauf hingswiesen | 
hätte. Es ist natürlich nicht angängie und auch nicht k ug, wenn | 
man von »citen der saarländischen Vertreter darauf hinweist,daß | 
| 
| 
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das größte Interesse doch im Saargebict selbst liege an der Auf - 
hebung dieser Grenze. Es trifft ja bis zu einem gewissen Grade zu, 
daß wir Interesse daran haben, daß die Grenze aufgehoben wird. 
ber, wenn ich nit jemand in einer wirtschaftlichen Angcelegen- | 
heit verhandle, so ist es nicht usus, daß ich auf meine wirt- | 
schaftlichen Schwäche hinweise, sondern den Gegner in der Meinung 
lasse, daß ich wirtschaftlich äuLerst stark bin. Das sind Ver- 
Säumnısse, die sich die saarländischen Vertreter zuschulden kon- | 
menließen. Es ist uns gesagt worden, daß die Verträge nur pro- | 
vısorisch scien. Diese seien. noch zu ratifizier.n von Frankreich 
sowohl als auch von uns. Aber die natifikation von uns ist ja 
wohl nur eine Formsache, auf die man gar nicht zu schen brakch . 
ollte bei der hegierung tatsächlich das Bedürfnis nach 
neuen Steuem bestehen, so braucht sie ja nur, um zu neuen Mit- 
teln zu kommen, den Vertrag mit der Bergwerksverwaltung nachzu- 
prüfen. dann kann alles das eintreten, was sie in Aussicht 
estellt hat: _dıe DERABIRUNE der Lohnsteuer, ohne sich darin | 
estzulegen. Es kann noch mancherlei getan werden, es kömnen 
auch die Löhne der Stastsarbeiter erhöht werden, usw.usw. Wir | 
werden dann über littel verfügen im Saargebiet, die durch irgend | 
eine andere BETS US tUNE ER} nicht herauszuholen sind. | 
. deh will auf die Besteuerung, die hier vorgeschlagen 4 
wird, im Einzelnen nicht eingehen, "ir haben das bei der vori- 5 
en Beratung bereits getan. Ich möchte nur kurz einiges strei- | 
en. Da ist die Besteuerung von Mineralölen, die auch Herr | 
ecker erwähnt hat. Wenn diese Vorlage Gesetz wird, so wird de | 
Besteuerung von Minaralölen pro Kilogramm sich auf 50 cent. be- | 
laufen. Wenn Sie bedenken, daß 1 Kilogramm Benzin jetzt ver- 
kauft wird zu 1,60 Franken, dann schen Sie, daß das ungefähr 
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ein Drittel des augenblicklichen Preises ausmacht. Wer etwa 
der Meinung ist, daß es BETEN LE sei,wie hoch der Betriebs- 
stoff für Automobile ist oder für sonstige Verbrennungsmaschi- 
nen, die Benzin zum Betriebsstoff haben, den möchte ich darauf 
hinweisen, daß das größte Quantum an Nineralölen wohl ver- 
braucht wırd für die lastkraftfahrzeuge des Saargebietes. Die 
Besitzer dieser lastkraftfahrzeuge, die Lebensmittel und Baustef 
stoffe befördern, werden dieses Mehr an Betriebsstoff auf die 
Artikel schlagen, auf die Lebensmittel, die durch den larif 
schon ohnehin stark versteuert werden, äuf die Daustoffe, was e 
eine Verteuerung des Bauwesens usw. hervorruft. 

Auch nicht rechtfertigen läßt sich die Begründung 
der rang. ren Ne meh Es ist von Herrn Becker darauf hin- 
gewiesen worden auf den Doppelsteusrvertrag betr. der Autos 
aus Frankreich. Nan hat anscheinend bei der hegierungskommis- 
sion das Gefühl, daß hier etwas geschehen ist, was nicht recht- 
zeitig überlegt wurde. Die deutsche Konkurrenz wird vom saär- 
ländischen Markt verdrängt und die Käufer auf den französischen 
Markt getrieben. Herr Becker hat mit fecht darauf hingewiesen, 
der Verbraucher könne seinen Bedarf in Metz oder sonstwo decken, 
dann würde er der saarländischen luxussteuer entgehen. las 
peugt von einer Mißachtung der Interessen des saarländischen 
Handels. Ich will die übrigen Verbrauchssteuern an Branntwein, 
Kolonialwaren,Zucker usw. übergehen, da Herr Becker das schon 
genügend beleuchtet hat. Ich möchte nur darauf hinweisen, daß 
pei Kolonialwaren beispielsweise auf jedes Kilogramm Kaffee 
0,90 bis _1.40 Fres. Aufschlag kommen sollen und wenn die Bean- 

en der Steuerbehörden darauf hinweisen, daß die Belastung 
nicht so groß sei, dürften die Verbraucher anderer Meinung sein. 
Bei Zucker kommen 25 Gentimes auf jedes Pfund. 

Bei der red ed, mit Herrn Generalsekretär Morice 
glaubte ein Hegierungsbeamter a und darauf hinweisen zu müssen, 
daß seitens Frankreichs bereits mit 2 vorgegangen 
sei. Er wies pt hin, daß die Einfuhr von labak gesperrt sei. 
Nenn von der gierungskommission die ea ce des »waar- 
bebietes in der Neise vertreten werden, daß das Saargebiet 
krankreich völlig preisgegeben wird und darauf hingewiesen wird, 
Daß die Möglichkeit von Hepressalien bestehe, ist die Auffas- 
zung den Daargebietesbeamten oder Völkerbundsbeamten aufsehen- 
Brregend. 
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(Zurufe: Sehr richtig !) 


Bu ; 


las Herr Morice zugesagt hat, war garnichts. Er hat nicht ein- 
pal das Versprechen der Ermäßigun der Lohnsteuer gegeben. Er 
sagte, Cs würde erwogen werden, oo man darin etwas tun könnte. 
Ver Präsident der +egierungskomission hat den Vertrag mit 
rankreich in Paris abgeschlossen. Es wird abzuwarten sein,ob 
'r gewillt ist, diesen Vertrag rückgängig zu machen. Die Re- 
‚lerungskommission betrachtet die Anhörung des Landesrätes als 


'ine Farce und ist nicht geneigt, den Gutächten Rechnung zu 
ragen. 


ra 


Unser wiederholt Beer Verlangen, daß von Genf 
ine Untersuchung der Verwaltung des Saargebietes stattfinden 
tüßte, wird erneut BRBEabAS: Eine Untersuchung ist dringend 
rforderlich. Ich glaube, darüber herrscht im ganzen Saargebiet 
ur eine Stimme. 
Wir haben bei anderer Gelegenheit darauf hingewiesen, 
aß den Beamten Adler und Roilin Amtsverbrechen öffentlich in 
er Fresse und im Landesrat vorgeworfen wurden. Aber bis jetzt 


7V 









jetzt ist noch nichts erfolgt._ Neue Zuwendungen wurden den 
erren gemacht in Gestalt von Pensionsabfindungen; auch soll 
eine Jahresgehalt ausgezehlt worden sein, Summen von weit 
über 100 000 Franken, die wir vor einiger Zeit verlangt ha- 
ben, um die geringe Besoldung der Referendare zu machen. Es 
ist gesagt worden, daß man diese Summen aus prinzipiellen 
Gründen nicht aufbringen kann. Wahrscheinlich sind die Gel- 
der mit gefälschten Unterschriften aus der Landeskasse heraus- 
eholt worden -ich gläube nicht, daß sie zu persönlichen 
wecken verwandt wurden-, sondern sie sind verwandt worden, 
um die Ausgaben des Spitzeldienstes zu decken. Mir verlangen, 
daß eime Untersuchung einsetzt_von der Regierungskommission 
oder vom Völkerbundsrat. Die Regierungskommission tut alles, 
um das Ansehen des Völkerbundes zu schädigen. 


Dann ist zu prüfen, ob_die Vertretung Frankreichs für 
das Saargebiet en enSie ist. Es ist ein Unding, daß die kon- 
sularische Vertretung bei Frankreich liegt. Die meisten Dif- 
ferenzen, so auch die vorliegenden Fälle beweisen es, daß es 
ein Unding ist, daß ein französischer Beamter EIEEENERT LIE 
guter Franzose sein kann und außerdem die Interessen des »aar- 

ebietes vertreten kann, Vir wissen, daß die französischen 
camten nicht auf die Saarregierung vervidigt sind, sie sind 
auf Frankreich vereidigt, 


Da für die Or1ABe keinerlei Zugeständnisse gemacht 
worden sind, lehnen wir dieselbe ab. 


rsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Albert! 


bert (H.u.L.): Meine Herren! Eine weitere steuerliche Belastung 
der Bevölkerung lehne auch ich ab. MWenn diese indirekte Steuer 
trotzdem kommen müsste, muss eine andere „steuer abgebaut wer- 
den. Wir wünschen außerdem die BEL IBOE 077 Wertzuwachs- 
steuer und der Grund- und Gebäudesteuer, ;i der Landwirt- 
shaft ist eine Befreiung derselben von der Umsatzsteuer not- 
wenalß 
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rsitzender: Da sich sämtliche Redner Bogen üle Vorlagen ausge- 
sprochen haben, erübrigt sich eine Abstimmung. Die Vorlagen 
sind somit eisstimmig abgelehnt. 


hneider (S.P.): Ich erbitte zu einer kurzen Erklärung das ort. 


ırsitzender: Ich welcher Sache soll das sein? 


hneider (S.P.): Zu einer persönlichen Erklärung, 


ırsitzender: Ich weiß nicht, ob ich das unter den genehesen Ver- 
hältnissen machen kann, Ich habe es einmal getan und gerade 
Ihre Fraktion ist damals damit nicht einig gegangen. ir ha- 
ben mit Ihrer Fraktion und das auf Anregung Ihrer Fraktion 
festgelegt, daß außerhalb der Rang Erklärungen usw, 
nur abgegeben werden können, wenn sie in der Vorbesprechung 
Gegenstand der Aussprache waren. 


(‘Zurufe: "Sehr richtige!" ) 


Ich kann beim besten Willen nicht mehr darauf zurückkommen. 

Was ich in Ihrem Interesse tun könnte, wäre das eine, daß ich 
eine Pause von 5 Minuten eintreten lasse, um Ihnen Gelegenheit 
zu geben, sich mit den übrigen Fraktionen in$s Benehmen zu set- 
zen, ob diese damit einverstanden sind,trotzdem Sie sich vorhin 
nicht gemeldet haben. Wenn Sie das nicht machen wollen, kann 
ich es nicht ändern. 
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Schneider(S.P.): Ich bin der Ansicht,Herr Präsident, daß ich zu ei- 
Beul.)i Ib Kichtigstellung das Wort wohl haben kann. 

Vorsitzender: Es kann zu einer persönlicher Ichtigstellung das Nort 
nur gegeben werden, wenu jemand zu der orlagı gusprochen hat, 
und Sich die Riehtigstellune auf Ausführungen oder Vorgänge 
bezieht, die im Verlauf der jeweiligen Sitzung zur Sprache 
kamen oder sich ereignet haben. 


(Zurufe: Sehr richtig !) 


Sie,Nerr Schneider haben zu der Norlagn nicht gesprochen, des- 
wegen bin ich nicht in der lage, Ihnen das Wort zu ieser Kich- 
tıgstellung zu erteilen. 


pchneider: Ich habe eine Fichtigstellung, eine 


Erklärung, über die 
letzte Plenarsitzung abzugeben. 


orsitzender: Zu dieser üchtiestellung hätten Sie vorher Gelegen- 


heit gehabt, was Sie nicht getan haben. 
(Zuruf: Sehr richtig !) 

pehneider (S.”.): Ich stelle fest, Herr Präsident, daß die Kichtig- 

stellung, die Sie zu Anlaus der heutigen Sitzung machten,nicht 

di 


den *atsachen entspricht, die wohl der “ehrheit des Landesra- 
tes entgegenkommt und die Minderheit vergewaltigt. 


(Zurufe der Sozialden. :2chr richtig !) 


orsitzender: Ich habe die lüchti stellung draußen im Wortlaut wie- 
dergegeben und habe ausdrücklich gefragt, ob es bei dieser 
Fichtigstellung verbleiben solle, und da ist ausdrücklich zu 
gestimmt worden. 


Petri (S,®,)- Es ist aber nicht tolerant 
dem Abgeordneten Schneider das Nor 


orsitzender: Ich kann das auf eine Anregung, die hauptsächlich von 
Ihrer Fraktion ausgegangen ist, nicht tun. 


ichneider (S,P,): Ich stelle die einseitige Festlegung des Herrm 
Präsidenten fest. 


‚terr Präsident,wenn Sie 
t nicht geben. 


Vorsitzender: Ich gebe den Erlaß des Herrn Präsidenten bekannt. 
Lieser lautet 


& € 
“ 


‚ Nach Einsicht der Verordnung vom 24.März 1922 über 
die Errichtung des lLandesra es, 
nach Einsicht der eschäftsordnung für den Landesrat 
vom 8l.Oktober 1922,insbesondere des Artikels l, 
und nach Anhörung des Vorstandes 
bestimme ich folgendes: 


Artikel 1 
Die am 6.Oktober 1924 eröffnete Sitzungsperiode des 


ländesrates, die sich auf das letzte Vierteljahr 1924 und das 
erste Vierteljahr 1925 erstreckte, wird am heutigen Tage 
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Ich schließe die 


! 


Der Präsident der hegierun 
2 
Schluß der Sitzung 5 Uhr 15 Ninute 


